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3Im Aktienrecht findet sich ein grundlegender Unterschied zwischen Recht und Rechtsausweis. Aktionär ist der Eigentü­mer der Aktie. Dagegen gilt der Gesellschaft gegenüber nur der­jenige als Aktionär, der den' geeigneten Rechtsausweis, die ge­nügende Legitimation, hat. Als Rechtsausweis dient bei Namens­aktien der Eintrag in das Aktienbuch, bei Inhaberaktien der Be­sitz der Aktienurkunde. Der legitimierte Nicht-Aktionär darf aber nur dann von seinem Rechtsausweis Gebrauch machen und die Rechte des Aktionärs im eigenen Namen ausüben, wenn er hierzu ermächtigt ist.
Die Legitimationsübertragung im Aktienrecht ist demnach die unter Belassung oder Uebertragung des Rechtsausweises er­teilte Ermächtigung die Rechte des Aktionärs auszuüben.
Ls handelt sich um dieselbe Rechtserscheinung, wie wir sie bei der Inkassozession und dem Inkassomandatindossament finden.
Die Legitimationsübertragung ist von jeher für gültig gehal­ten worden wenn auch teilweise unter Verkennung ihrer recht» liehen Natur. Auch nach geltendem Recht ist an ihrer Gültig­keit nicht zu zweifeln. Die Legitimationsübertragung unterschei­det sich von der Bevollmächtigung dadurch, daß der Legitima­tionsaktionär die Rechte des Aktionärs im eigenen und nicht im Namen des Aktionärs ausübt, von dem Treuhandgeschäft da­durch, daß nicht das Recht sondern nur der Rechtsausweis über­tragen wird. Die Rechte des Legitimationsaktionärs hören auf mit dem Erlöschen der Ermächtigung.
Der Legitimationsaktionär kann keine weiter gehenden Rechte als der Aktionär geltend machen. Er unterliegt insbe­sondere allen Stimmrechtsbeschränkungen, denen der Aktionär unterliegt, er ist in allen Fällen von der Stimmrechtsausübung ausgeschlossen, in denen es der Aktionär auch ist. Ohne Ein­fluß ist dabei, ob der Legitimationsaktionär gutgläubig ist oder nicht, denn diese Regelung ergibt sich ohne weiteres aus der rechtlichen Natur der Legitimationsübertragung. Der Legitima­tionsaktionär hat der Gesellschaft gegenüber auch die Pflichten des Aktionärs und unterliegt denselben strafrechtlichen Bestim­mungen wie dieser. Aus dem der Legitimationsübertragung zu­grunde liegenden Rechtsverhältnis ergibt sich, wie weit der Ak-
4tionär etwa Schadensersatzansprüche gegen den Legitimations­aktionär geltend machen kann, wenn dieser den Weisungen des Aktionärs zuwider handelt.
Ein besonders wichtiger Fall der Legitimationsübertragung liegt dann vor, wenn Banken sich in den allgemeinen Bankbedin­gungen von ihren Kunden schon im voraus zur Ausübung des Stimmrechts für die in ihrem Depot befindlichen Aktien ermäch­tigen lassen. Eine solche Ermächtigung ist gültig; die Bestim­mung des § 2 BDG. steht ihr nicht entgegen. Die große Gefahr der Legitimationsübertragung besteht darin, daß durch sie die Trennung von Macht und Verantwortung im Aktienrecht sehr erleichtert wird. Der Legitimationsaktionär trägt die Folgen des unter seiner Mitwirkung zustande gekommenen Beschlusses auch dann nicht, wenn er bei der Abstimmung sein eigenes In­teresse zur Geltung gebracht hat. Das Gesetz hat durch die Be­stimmung des § 318 HGB. einen besonders krassen Fall ausge­schlossen, wo nämlich die Gewährung eines Entgeltes für die Ueberlassung der Aktie für eine Ausübung des Stimmrechtes im Interesse des Legitimationsaktionärs spricht. Es ist aber Erfah­rungstatsache, daß der Legitimationsaktionär auch sonst in den meisten Fällen das Stimmrecht ohne Rücksicht auf die Interessen des Aktionärs ausübt; vor allem ist dies bei den Banken der Fall, die sich auf Grund ihrer Geschäftsbedingungen im voraus allgemein die Ermächtigung zur Ausübung des Stimmrechts er­teilen lassen.
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